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Krankenkasse
vertrsten durah den Vorsland

- Antragsgegnerin und Beschwerdegegnerin'

Der 5. Senat des Landsssozialgerichts Baden-Würltenrberg in Stuttgart

fiat ofrne mirndliche VerhandluÄg am 18'12'2024 durch

die Vorsilzende Richterirr am Landessozialge*eht
dio Richterin am Landessozialgericht
die Richlerin am Landessozialgericht

besclrlossen:

Auf die Beschworde des Antragstellers wlrd der Eleschluss den $ozlalgo'

richt* Frslburg voffi 11,11,2lz4abgeändert und die Antragsgegnerln ver'

pfllchtet, dem Antragstellgr vor|äufig ab 22,{0,2024 bls zur Entscheidung

iiberdenWiderspruchgagendenEsscheidvom?4-09'?024Ktankengeld

in gesetlicher Höhs zu gewähren'

lm ünrigen wird dfe Beschwerde zurückgewiescn'

Die Antragsgügnerin hat dem AnF*gstaller selne außorgerichtlichen Kot'

ten in beiden Rechtszügen zu erstatten'



n

Gründq

lm Streit steht die vorläufige Weitergewährung von Krankengeld'

Der Anlragsteller ist bei der Antragsgegnerin als sozialversicherungspflichtig beschäftigter ver-

käufer einer Möbelfirma in krankenvorsichert, $eit 30'10'202$ ist er arbeitsunlähig

krankgeschrieben, zunäühst wegen einer Schlafstörung (G 47'9), ab A7'11'2A23 wegen einer

depressiven Episode (F32.g), ausgestellt von Dr. , dem Hausarzt des Antragstellers' $eit

dem 11,12.2A23 zahlte die Antragsgegnerin dem Änlragsteller Krankengeld, zuletzt in Höhe von

kalenderläglich 54,50 €.

ln der Aztanfrage vom ß.a2.2t24gab Dr. F an, rJer Wiedereintritt der Arbeitsfähigkeit sei

nicht absehbar. Der Antragsteller befinde siclt in nervenfachärzllicher Behandlung bei Dr'

Bei der Begutachlung durch tlen Meclizinischen Dienst {MD) ain 0B'04'2024 durch Dr' c

zeigle sich eine,,schwere depressive Oekompensalion bel bekannler rezidivierender depressiver

$iörung autgrund schwerer familiärer rrnd beruflicher Belastungsfaktoren'' Aus rredizinischer

sicht bestehe auf Zelt weiter Arbeitsunfähigkeit. Die weitere Prcgnose sei im vorliegenden Fall

noch nichl beurleilbar, daher kÖnne zur Erwerbsfähigkeit keine Aussage getrolfen werden' [Jie

Anlragsgegnerin teisteter in der Folgezeil weiter Krankengeld auf Grundlage der vorgelegten Ar-

l)eitsunfähigkeitsbescheinigungen {zulelzt vorn 0g'09'2024 bis voraussichtlich 0B'{0'2024 wegen

F3?.9).

Auf Grundlage einer tetefoflischen Erörterung mit eler Antragsgegnerin gelangte der MD in der

,,sozialmedizin,isclren Gutachtlichen stellungnahrllö" vom 23.A9.2A24 zrl dem Ergebnis' daSs me'

dizinisch nicht weiter von Arbeitsutrfähigkeit auszugehen sei' Zur Begründung wurde angegeben'

es seien keine relevanlen Ftrnklions- und Leistungsmir'Iderungen, sowie keinc wesenllichen

Gründe für Arbeitsunfähigkeit mehr dokumentiert. llie evll' weiter nolwenctige Therapie kÖnne

nach jelziger lnformationslage täligkeilsbegleitend er{olgen'

Mit Bescheid vonr 24.ü9.2024 beenrlete die Antragsgegnerin daraufhin die Krarrkengeldgewäh'

rung mil Ablauf des 01'10.2024,

l,
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Mii Schreiben vom 29.Ü9.2024 legte der Antragsteller hiergegen Widerspruch ein' iiber den bis"

lang noch nicht enlschierJen ist. Zur Begrtindung trug er vor, er sei keineswegs arbeitsfältig' son'

clern nur noch ein ,,rauchendes Nervenirüncle!", welches ,,keinen klaren Gedanken fAssen könne"'

Er sei an einern Punkt angekommen, eilten suizid als Ausweg seiner situalion in Betracht zu

eiehen, um sich diversen täglichen Härtefällen endgliltig zu entziehen' Er leide unter einer De'

pressi0r mit särntlichen $ynrplomen siner solchen (Frschöpfung, Kopfschmerzen, lattgsame Mo-

torik, Schlafprobleme, sinkender bis nicht existanter Libiclo, Appelitschwankungen"')' Zusätzlich

legte er weitere Folgearbeitsunfähigkeitsbescheinigungen von Dt, F für die Dauer bis voraus-

sichtlich 04j1'2024 sowie ein in Spracfre verfasstes Attest des Aates

Dr" p. vom 02.10.2A24 var,worin - nach clem vortrag cles Antragstellers - ein sctrwefes

,,anxiodepressives" $yndrom rnit unklaren suizidalen Gedanken bescheinigt wercle und susge-

ftihrt werde, clast der qegenwärtlge Zustand des Antragstellers keine berulliche Täiigkeit zula$se'

Am22,1Ü.2A24 hat clerAntragsteller boim Sozialgericht Freiburg {$G) einstweiligen Rechtsschulz

beantragt und vorgetragenr er seiweiterlrin arbeilsunfähig und verfÜlge irber ksine laufsnden Ein-

nahmen, Auf die lnanspruchnahme von fürsorgeleistungen wie Btlrgergeltl oder $ozialhilfe

könne er nichl verwiesen werden" Die Vorgehensweise der Antragsgegrerin sei nicht rechtens'

Die Antragsgegnerin ist dem Antrag entgegengetreten und hat ausgeführt, dem MD hätten die in

der Verualtungsakte f:efirrdlichen Befuncje oinschließlich der von den Behandle rn direkt an den

MD ilbermittelten Sefunde vorgelegen. Der Behandler habe im Rahmen der Folgebegutachtung

vom 23.0g.20?4 mrrtmaßlich in Ernrangelilng von unlersuchungsergebnissen keinen aktuellen

Befundbericht dem MD vorgelegt. Der MD sei daher in seiner gutachtlichen BeurteilunE eu dem

Ergebnis gelangt, dass aufgrund des Fehlens von Funktionseinschränkttngen oder L'eislungsmin'

derungen eine weitere ArbeitsunfAhigkeif rnedizinisch nichl nrehr begrlindet sei und die noch no!

wendise Behandlung tätigkeitsbegleilend er{olgen kÖnne. Die berufliche Neuorienlierung des An-

tragstellere. nach eigenen Angaben werde ein -Hanclel aufgebaut, sowie die verlegung

des Wohnsilzes zu seinem Ehemarur nach ' bestätige diese EjnschälzutlE' so dasc

clurchaus sine Besserung deg Gesundheilszustandes unterstellt werden kÖnne' lm Rahmen des

bisher nicht abgeschlossenen wiclersllruchsverfahrens sei eine erneute Bettrteilung clurch den

MD geplant. Hierfür würden Jedoch aktuelle Befrrndborichte bzw' eine Begrtrndrtng des die Ap

beitsunfähigkeit altestierenden Arztes Dr. F benÖtigt, Diese fehle noch' so dass elne ernoute

rnedizinischs Begutachtung durch <len MD blsher nicht habe efolgen konnte' Ein Anordnurtgs'

anspruch lasse $iclr vor diesem Hintergrtrnd nicht begründerr' Auch ein Anordnungsgrund sei

nicht glaubhaft gernacht. Nachweise irber Einkiinfte zum Lebensunterha'lt seien nicht vorgelegt
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livorden. Der Antragsteller leba derz-eit in bei seinem Ehenunn und nehme dort privat

ärz-tliche ßehandlungen in Anspruch, so dass davon ausgegangen werden könne' dass die be'

slehende Vermögenssituation eine besondere Hilbedürftigkeit nicht begrtlnde'

Mit Beschluss vonr 1 1,1 1,2A?-4hat clas $G clen Anlrag abgelehnt und zur Begründung ausgefiihtl'

ein Anorclnungsgrund sei nichl gtaubhaft gemacht, Weder aus dem Vorbringen des Antragstellels

noch aus <len sonstigen erkennbaren Umstänclen ergälien sich Talsachen' die eine Eilbedltrftig-

keit der begehrten Regelung begritndon könnlen' Der Antragsteller lebe bei seinem Fhemann in

. Es sei nichts dafür ersicl'ltlich und vont Antragsteller auch nichts vorgetragen' dass sein

Lebensunterhaitrjortnichtgesicher{sei.Wederseiglaubhaftgentacht'dassdieUnterhaltsan-

sprtiche gegen den Ehepartner nicht ausreichten, noch sei tlberhaupt eine Glaubhaltmachung

hinsich|lichrjerEinkommeng-undVerrnögenoverhältnissedesAntragstellerserfolgt'

Geglen clen seinem Prozessbevotlnräcl'rtigen am 11'11.2024 zugestellten Beschluss hat der An-

tragsteller am27.11,2024 Beschwerde zum Landessozialgericht (LtG) Saden-Wlirttemberg ein-

gelegl. Er wiederholt uncl verlieft seine bisherige BegrUndung r'rntl hat ergänzentl eine eidesstatt*

liche Versichelung über seitle fiRanziellen Verhältnisse vorgelegt' Autlerclelx hat er eine {privat-

ärztliche) Bescheinigunq des Dr. F irber Arbeitstrnfähigkeit vom 18'11'2Ü24 bis einschließlich

17.12.2D24vorgelegt. l'lienu iührt er etgäneend aus, sein Arzt habe die Arbeiteunfähigkeitsbe-

scheinigung in Papierform ausgeslellt, weil die Anlragsgegnerin dns Versicherungsverhältnis be-

enclet lrabe unrJ cleshal[ eine elektronische Übernrittlung nrchl nrehr möglich sei' 'qußerdem 
hat

er den Bescheici ttber die Fest$tellilng eines Grades der Behinderung {Gd8} von 40 voü]

11.11'2024 zur Akle gereicht'

üe r Antragsteiler beanlragt,

clen Beschluss des $ozialgerichls Freiburg vonr 11 .11 2ü24 aufzulreben ttttd die Anlrägs*

gegnerin im Wege rjer einstweiligen Anonjnttng zu verpflichten, clern Antragsteller vorläu-

{ig ltankengeld in geselzlicher HÖhe ab dem 22"10,?"024 etr zählen, solange der Anlrag-

sleller der Antragsgegnerin die Arbeitsunfähigkeit weiterhin lückenlos nachwcist'

Die Arrtragsgegnerin beantragt'

rlie tSc.schwercle zttriickzuweisetr
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$ie hält den angelochtenen Beschluss für zutreffend' Gegen einen Anordnungsanspruch spreche

bereits, dass der Antragsteller das lattfende Widerspruchsverfahren nicht weiterbetreibe' Er habe

die Vorlage medizinischer Unterlagen angektindigt, die seincn Anspruch begrttnden wtrrde; diese

lägen bls zum heutigen Tag nicht vor, Das vorgelegle Privatattest habe keine Aussagekraft' weil

es keine Diagnose enthatte. Es könne das Gutachten des Mt) nicht entkrä{len' Der festgestellte

GclB lasse keine RückschliissÖ auf das Ausmaß der Leistung*fähigkeil des Antragstellers ztt'

Außerdem sei ein Anordrrungsgrund nach wle vor nichl glaubhaft gemacht' Die von dem Antrag-

steller abgegebene Auflistung der monatlichen IinnahmenlAusgaben beweise' dass der Ehe-

mann ilber ein Einkomrnerr in Höhe von 3.100 € verfüge; der Lebensr;nterhalt sei damit gesichert'

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der Seteiligten wird auf

die Verwattungsakte der Äntragsgegnerln sowie Geriohtsaklen erster und eweiter Instanz üezug

genÖmmen.

il.

Die form, untj fiistgerecht {vgl, $ 173 Satz 1 $ozialgerichtsgesetz t$GCl) eingelegto Beschwerde

des Antragstellers gegen den Besehluss des $ozialgerichts FreiburE i$G) vom 11'11'2-024 ist

zulässig (vgl. $ 172 Abs" 1 SGG) und begrt'lndet'

Der Antrag auf vorläufigen Rechtsschutz ist hier gemäß $ s6b Atrs 2 SGG statthaft' Danach hantl

das Gericht cler t-lauptsache au{ Antrag eine einstweilige Anordnung in Bezug auf den $treitge-

genstand treffell, soweit ein Fall des $ Büb Abs, 1 SGG nicltt vorliegt' wel'in die Gefahr besteht'

dass durch eine veränderung des bestehenrlen Zustandes die verwirklichung eines Rechls dcs

Antragjslellers vcreitelt oder wesentlich erscltwert werden könnte' Als Sicherungsanordnung nach

$ SBb Ahrs. 2 $atz 1 SGG ist der Antrag darauf gerichtet, einetr bettel:ertdetr Zu*tand aufrecht-

euerhalten, wohingegen $ s6tr Abs, 2 satz 2 SGG die Möglichkeit ertiffnet' einslweilige Anord-

nungen auch z-ilr Regelung citles vorliit-tfigen Zustandes in Bezug auf ein streiliges Rechtsver-

hältnis zu erlassen (ltegelungsanordnung), werrn eine solche Regeft"rng zur Abwendttng wesent-

licher Nachteile nötig erscheittl-

Der Erlass eiiler einstweiligen Anordnung als Regelungs- bzw, siclrerrtngsanordtrttng se{zt einen

jeweils glaublrarft zu machenclen (vgl. $ 86b Abs' 2 Satz 4 SGG i'v'm' $ 920 Abs' 2 der Zivilpro-

zessordnung IZPOI) Anorclnungsgrttnd und Anorclnungsanspruch voräus' Die Drirrglichkeit einer
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die Hauptsache vorwegnehmenden Eilentscheidung nach $ B6b Abs, 2 Sale 2 SGG ist dann

gegeben, wenn es dem Antragsteller nicht zuzumuten ist, bis zu einer €ntscheidr'rng in der Haupt-

sache abzuwarten, weil ailsonsten schwere' unzumulbare Nachteile entstehen' Das Rechtsmittel

des einstweiligen Rechtsechutzes hat vor dem Hintergrund des Art' 19 Abs' 4 Grundgesetz (GG)

die Aufgabe, in den Fällen effektiven Rechlssclrulz zu gewährleistsn' in denen eine Enlscheidung

in dem grunclsäl2-lich vorrangigen Verfahren der Hauptsachc zt'r schweren und Unzumutbaren'

nicht anders abwendbaren Nachleilon Jühren wlirde, zu deren nachträglicher Beseitigung die Ent-

scheidung in der Hauptsache nicht nrehr in der Lage wäre (vgl. BunrJesverfassungsgericht

<BVerfG>, Beschlüsse vom22,11.2002 - 1 BVR 1586102 - und vom '12.05'2005 - 1 BvR 569105 -

, jew. in juris). Durch das Erfordernis des Vortiegens eines Anordnltngsgrundes wird hiernach

gewährleistel, dass einstweilig€ Anerrdnungen nur in den Fällen erlassen werden' in denen es ztt

vermeiden gilt, dass der jeweilige Antragsteller vor vollendete Tatsachen gestellt wird' bsvor er

wirksamen Rechtsschutz erlangen ltann (Keller in Meyer-ladewig/Keller/schrnidt' sGG' 14' Aufl'

2023, S 86b, Rn. 27 a,E.).ln Konstellationen, ln denen keine schweren Nachteile zu befltrchlen

stelrcn, in denen es vielmehr einzig bzw. euvorderst darunl geht, einen (vermeintlichen) An-

spruch, dessen sich der jeweilige Antragsteller berithmt, mÖglichst schnell zttr Durchsetzung zu

verhelfen, ist der Erlass einer einslweiligen Anordnung abzulehnen' Maßgeblich filr das Vorliegen

vsn Anordnungsanspruch unrj Anorclnungsgrund ist der Zeitpunkt der Entscheiclitng über den

üilanlrag bzw, die Beschwerde.

$owoh! ein Anordnungsanspruch als auch ein Anordnungsgrund sind gegeben'

Der Antragsteller hal das Bestel}en eines Anordnungsanspruchs als Voraussetzung ftir den Er-

lass einer einstweiligeil Anotdnung glaubhatt gemachi, Nach derzeitiger Aktenlage hat der An-

tragsteller einen Anspruch gegen die Antragsgegnerin auf Forlzshlung von Krankengeld'

Gemäß $ 44 Airs. 1 Filnftes Buch sozialgesetzbuclr (sGB v) haben Versicherte Anspruch

auf Krank*ngelcj, wenn clie Krankheit sie arbeltsunfähig rrracht oder sie auf Kosten der Krankon-

kasse statioträr in etnem Krankenhaus, einer Vorsorge- oder Rehabilitatlonseinrichtung ($ 23

Abs. 4, $S 24, 40 Ab$. 2 ulr<i $ 41 SGB V) behandelt werden, Der Anspruch auf Klankengeld

entsteht nach $ 46 $atz 1 SGB V {1.) bei Krankenhaltsbehandlung oder Behandlung in einer

Vorsorge- oder Rehahilita{ionseinrichtung 1$ 23 Abs. 4, $$ 24, 40 Abs' 2 und $ 41 3G8 V) von

ihrenr Beginn an, (2.) im tlbrigen von dem 1'ag der ärztlichen Feststellung der Arbeitsunlähigkeit

an. Der Anspruch auf Krankengeld bleibt ioweils bis eu dem Tag bestehen' an dem die weitere
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Arbeitsunlähigkeit wegen dorselben Krankheii ärztlich feslgestelit wird' wenn diese ärzlliche Fest-

stellung spätestens am nächsten Werktag nach dem zuletzt bescheinlgten Encle der Arbeitsun'

fähigkeit erfolgt; Samstage gelten insoweit nicht als Werktage {$ 46 Satz 2 SGB V)' Für Versi'

cherte, deren Mitgtieclschaft nach $ '192 Absatz 1 Nr' 2 SGü v vom Bestand des Anspruchs auf

Krankengeld abhängig ist, bleibt der Anspnlch auf Krankengeld auch dann bestehen' wenn die

weitere Arbeitsunfähigkeit wegen derselben Krankheit nicht am nächsten Werktag hl Sinne von

SalzZ,aber spätestens innerhalb eines Monats nach dem zuletzt bescheinigien Ende der Ar-

beitsunfähigkeit ärztlich fostgestellt wird ($ 46 gatz 3 sGB V)' Gemäß $ 4B Abs' 1 $atz 1 SGB

v erhalten versicherte Krankengeld ohne zeiiliche Begrenzung, firr den Fall der Arbeitsunfähig-

keit wegen derselben Krankheit jedoch für lärtgstens achlundsiebzig Wochen innerhalb von ie

drei Jahren, gerechnet vom Tage des Beginns <ler Arbeitsunfähigkeit an'

Unter Anwcn<lung dieser Rechtsgruncllagen und Zugrunclelegung der derzeitigen Aktenlage hat

der Antragsteller nach sulfimarischer Pri:fung tiber den 01'10'2024 hinaus Anspruch attf Kran-

kengeld. Naoh den Feststellungen des MD im Gutactrten vom 08'04'2ü24 leidet derAnlragsteller

an einer schweren depressiven Dekornpensation bei bekannter rezidivierencler depressiver stö-

rung aufgrund schwerer lamillärer urtcJ beruflicher Belastungsfaktoren' Bezogen auf seine' dem

Vorsicherungsverhältnis zugrundeliegende Beschä{tigung als Verkäufer in einem Möbelhaus ist

er darnit arbeitsunfähig erkrankt. Die Arbeitsunfähigkeir ist auch rryeiterhin durch einen Arzt fest

gestellt. sie mtns keiner besOnderen Form geniigen' Sie muss insbeson€lere nicht auf einem

besonderen amtlichen Vordruck bzW. einem Formular der Krankenkassen bescheinigt werden

rund auch nicht zwingend durch einen am Vertmgsarztsystem teilnehnrenden Arzt festgestellt

werden {Bundessozialgericht <BsG> urteil vont 10"05,2012 - B 1 KR 20111 R -' ttnd udeil vom

16.1?.2014 - B 1 KR 35/14 R -, beide in juris), Fs geniigt' wentt -wie hier mit cler tlescheiniguttg

vorn 18.1 1.2A24- ciie Feslstellung in einem Akt mit Außenwirkung dokumentiert wird' ob auch

fär dle zeit vonr 05,1 x. bis 17 .11 .2024 eine solche FPststellung vorliegt' bleibt der Prüfirng im

llauptsacheverfahren vorbehalten, Dabei wircl eu berücksiclttigen seln' dass der Antragsteller

womöglich aufgrund der ,,Gesunclschreibung" durch den MD und der Milteilung der Antragsgeg-

nerirr vom Weglatl des Versicherungsschutres von der Einlrolung einer Feststellung abgetratten

worden sein könnte" Dem Versiclrerungsschu{z stüncle eine eiwaige Lücke von 13'Iagen jeden-

lälls nirtrt entgegon (s. $  0 Abs' 1 Satz 3 SCB V)'

Dass sic* diese im MD-Gutachien vom 08.04.2024 festgestellte nredizinische Befundsituation

seither wesentlich geändert hal, ergibt sich nicht aus den Akten' Die Antragsgegnerin wäre aber

verpflichtet gßwesen, vor Erlass des ablehnenden Bescheicls vnnr 24'09'2A24 den Sachverhalt'
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den sie ihrer EnlacheirJung zugrunde legt, zu ernrilteln' Die Annahme' der Anlragst$ller sei seit

dem o2.10.2024 wieder arbeitsfähig, isl durch nichts begrl"rndet' Die ,,sozialmedizinische Gut-

achtliche stelkrn$nahme" de$ MD vom 23.09"2A24 aufgrund siner tolefonischen ErÖrterung mit

der Antragsgegnerin ba$iert nicht auf einer neuett medizinischen Tatsachengrundtage und auch

nicht auf einer neuen gulachterlichen Bew€rtung der am 0B'04'2024 erholrenen Befunde' Als

Gruncllage fllr eine Entscheidung tiber die Frage, ob ilber den 0l '10'2024 hinaus Atbeitsunfähig-

keit vorliegt oder nicht. ist diese ,,gutachlliche" $tellungnahme volikommen unbrauchhar' Allein

der Zeilablauf seit der Begutachtung am 08'04.2024 rechtfertigt nicht die Annahrne einer wesenl-

lichen Besserung, Denn im Zeitpr^rnkt der Begutachtung war der weilere Verlauf gerade noeh nicht

absehlrar, Dr. c .gelangte damats zu dem Ergebnis, dass aus medizinigcher sicht auf

Zeit weiter ArbeitsunfähQkeit bestehe und rlie weitere Ptognose noch nicht beurleilbar sei' Auclr

der Umstand, dass rjer Antragsleller angeben hatte sich beruflich unrorientieren zu wollen und zu

seinem Ehemann nach $panien gezogen ist, ersetzt keine medizinischen Befunde' die belegen'

elass er (w'reder) arbeilsfähig ist, Zwar hägt grundscilzlich der Versichetle die ßeweislast ltlr das

vortiegen sämllicher Vorausselzungen cles {nu$ abschnittsweise bewilligten Krankengeldes'

Auch hat er an der Auftlärung des sachverhalte mitzuwirken (s, $$ 60 {f' Erstes Buch $ozialge-

setztruch <$GB l>), Dles entbindEt aber nicht die KrankenkassF von ihrer Pflicht' den Sachverhalt

aufeuklären (s. $ 20 Zehnles Buch Sozialgeselzbuch)' Dariiber hinaus isl zu berticksiohtigen'

dass die Mifwifkungspfticht Grenzen fiat, insbesondere wenn eilre Erkrankung wie eine schwere

Depression im Raum steht (s. $ 65 Abs. 1 Nr. 2 SGB l). Vorrangig sind die behandelnden Arzte

zur Übermittlung der Befunrlunterlagen und Ausfährungen z-um Krankheitszustand aufzu{ordern'

Kommon diese ihrer Verpllichtung zur Übersendrtng einer Arztanfrago und Aatbriefen nicht nach'

kann nlcht (nach Beweislast) zu Laslen des Versicherten entschieden werden' Der sechverhalt

ist in einem solchen Fall durch Einholung eines Gutachterrs aufgrlnd einer untersuchung des

Versicherten weiter aufzuklären.

Auch ein Anordnungsgrund ist glaubhaft gemacht' Nach der vom Antragsteller am 2O'11'2C24

unterzeichneten eiclesstattlichen Versicherung ve$ügt er cloreeit über keinerlel Finkünfte" Es kann

dahei dahingestellt bleiben, ob hinsichllich des Ausfalls von Krankengeldzahlungen als Lohnep

salzleistungen ein versicherter einstweilelr auf Unterhaltsansprtiche gegon den Ehepartner ver-

wiesen werden kann. Jedenfalls ergibt sich aus der vorgelegten Au{stel}ung rler gemeirrsamen

Einnahmen und Ausgaben der [heleute, dass die Ausgaben höher sind als die verfügbaren lau-

fendon Einktinfle des Ehemannes clee Anlragstellers, Damit kÖnnen die fehlenden Einnahttren

des Antragstellers infolge des Wegfalls des Krankengeldes in Höhe von kalendertäglich 54'50 €

nicht einslweilen durch Zuwentiurrgen seines Ehemanns übern'rilckt werden'
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Die einstweilige Anordnung war aufgrund des unklaren Ausgangs der welteren medizinischen

Ermittlungen der Ankagsgegnerin zeitlich bis zur Beendigung des laufenden Wlderspruchsver-

fahren zu bsfrislen,

Die Kostenentscheidung beruht auf einer enl$prechenden Anwendung des $ 193 $6G' Elne Kos-

tenquote war nicht zu bilden.

Dieser Eeschluss Ist unanfechtbar ($ 177 $GG)


